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Der
»gläserne«
Autofahrer
Nach den Plänen
der Bonner Regierung
sollen Polizei und
Geheimdienste mit Hilfe
des Zentralcomputers im
Flensburger Kraftfahrt-
bundesamt Bürger über-
wachen dürfen

Wenn Autofahrer den Namen
Flensburg hören, dann fallen
ihnen meist ihre Sünden ein.
Denn im hohen Norden sitzt
das Kraftfahrtbundesamt. I n
dessen zentralen Verkehrsregi-
stern sind neben dem Punkte-
konto von  Verkehrssündern
auch die Angaben über 32 Mil-
lionen Fahrzeuge (darunter
Kennzeichen, Fa hrgestellnu m-
mer, Marke und Farbe) und
Namen, Geburtsdaten, Adres-
sen und Geschlecht ihrer Hal-
ter verzeichnet.

Nahezu d ie  Hälfte dieser
wertvollen Datensammlung ist
mittlerweile i m  »Zentralen
Verkehrsinformationssystem«
(Zevis) des Flensburger Amtes
gespeichert. In absehbarer Zeit
werden es 100 Prozent sein.

»Zevis« soll die Arbeit der
Beamten erleichtern, die der-
zeit täglich rund 90 000 Anfra-
gen von Bußgeldstellen, Polizei
und Justiz, von Finanzämtern,

Autoversicherern, Verkehrs-
opfern und Umweltschutzein-
richtungen beantworten.

Wenn es nach dem Willen
von .  Bundesverkehrsminister
Dollinger geht, sollen sich
demnächst Polizei und  Ge-
heimdienste in der Mammutda-
tei bedienen können. Eine Än-
derung des Straßenverkehrsge-
setzes soll das Sesam-öffne-
dich zum »Zevis«-Computer
sein.

Für den sogenannten On-
line-Verkehr zwischen der Po-
lizei und »Zevis« sehen die
Bonner Pläne nahezu grenzen-

r

;• I l k
Die Polizei bekommt

3 2  Millionen Bürger in den Griff
Bei Verkehrskontrollen oder Großfahndungen

sollen die Beamten jetzt direkt die Computer des
Flensburger Amtes (Foto unten)

anzapfen können

lose Nutzungsmöglichkeiten
vor. So sollen die Ordnungshü-
ter künftig immer dann zugrei-
fen dürfen, wenn es »eine sach-
gerechte Erfüllung der gesamt-
polizeilichen Aufgaben« erfor-
dert. Die Beamten sollen »wir-
kungsvoller Verbrechen b e -
kämpfen« und »Gefahren für
die öffentliche Sicherheit und
Ordnung abwehren« können.

Dem Bundeskriminalamt
(BKA) i n  Wiesbaden steht
noch ein besonderer Service
zu: Im Flensburger Computer
wird ein BKA-eigenes Magnet-
band eingelegt, auf dem sämtli-

che »Suchvermerke« und
derzeit etwa 52 000 »Steckb
fe« gespeichert sind. So kz
die oberste Polizeibehörde
jeder Zeit ihre Fahndungsli
mit dem Flensburger Regis
abgleichen. Eine Bestimmu
die nach Ansicht des Verkel-
ministeriums »der  heraus
genden Bedeutung des Kr;
fahrzeugs im Rahmen der IG
minalitätsbekämpfung« Re
nung tragen soll.

Auch d i e  Verfassum
schutzämter, der Bundesna•
richtendienst und der MilifE
sehe Abschirmdienst der BL
deswehr sollen »für die Er f
lung ihrer Aufgaben« künf
im Fahrzeugregister schnüffi
dürfen. Zwar nicht im Dire
anschluß, aber au f  Anf ra
werden sie demnächst ganz
gal Fahrzeug- und vor alle
Halterdaten erfahren, auf c
sie, s o  d ie  Gesetzesbegri:
dung, »dringend angewiese
seien.

Dasselbe Recht wird noch
nigen anderen staatlichen E
hörden eingeräumt -  » z
Durchsetzung von Rechtsa
sprüchen«. Zum Beispiel de
Kölner Bundesverwaltung
amt, das sich bei der Suc
nach säumigen Bafög-Rüc
zahlern dann ebenfalls be
Fahrzeugregister b e d i e n
darf.

Gegen die jüngsten Bonn
Pläne haben die Datenschur
beauftragten der meisten Lä
der bereits heftig protestie
Sie empfinden es geradezu
Hohn, daß das Verkehrsmil
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»Aber natür l ich w i rd  unsere  Behörde  m i t  Ihren ganz  p e r s ö n l i c h e n  Da ten
keinen Mißbrauch  t re iben— S i e  al tes Ferkel ,  Sie!«

sterium sein Vorhaben auch
noch als beispielhaften Daten-
schutz verkauft.

»Noch ehe klar gesetzlich ge-
regelt ist. welche Daten von
Polizei u n d  Geheimdiensten
wie gesammelt, verarbeitet und
ausgetauscht werden dürfen —
was eine notwendige Konse-
quenz aus dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts g e g e n
die Volkszählung wäre —, da
sollen diese Behörden noch
mehr Zugri ffsmöglichkeiten
auf empfindliche Da ten  b e -
kommen«, rügt Ru th  Leuze,
Datenschutzbeauftragte in  Ba-
den-Württemberg.

Und Willi Ricker vom Ham-
burger Datenschutzamt warnt:
»Wenn diese Pläne tatsächlich
Gesetz werden, dann brechen
die Dämme. Dann ist ein Mo-
dellfall geschaffen, nach dem
die Polizei auch die Computer
anderer sensibler Datenbänke
direkt anzapfen darf.«

Besonders alarmiert hat die
Datenschützer, daß der Polizei
künftig auch d ie  s o g e n n t e
»Personen-Anfrage« übe an »Ze-
vis« ermöglicht werden sol l .
Was bisher nur in Ausnahme-
fällen möglich is t ,  etwa u m
festzustellen, ob einem Auto-
fahrer der Führerschein entzo-

gen wurde, wi rd bald i n  gro-
ßem Stil erlaubt sein: Der  Be-
amte am Terminal gibt den Na-
men einer Person ein und er-
hält in Sekundenschnelle nicht
nur die Auskunft, welche Fahr-
zeuge auf den Betreffenden zu-
gelassen s ind ,  sondern auch
sämtliche »anderen Angaben,
die zu der bestimmten Person
vorhanden sind«.

Daß es sich hierbei nicht nur
um verkehrsrechtliche A u s -
kunftsbegehren handeln muß,
die D a t e n  a lso » f ü r  andere
Zwecke als für die Identifizie-
rung der gespeicherten Perso-
nen als jetzige o d e r  f rühere
Halter e i n e s  gespeicherten
Fahrzeugs« abgefragt werden
dürfen, ist i n  der Gesetzesbe-
gründung unmißverständl ich
nachzulesen.

Die » P -Anfrage«, he ißt  es
da, se i  nach Auffassung d e r
Länder-Innenminister i n  allen
Straftatsbeständen von Bedeu-
tung, » u m  kriminaltakt ische
Maßnahmen insbesondere bei
sich verändernden Lagen wir -
kungsvoll und  schnell t reffen
zu können«. Wicht igste B e i -
spiele: »Planung u n d  Durch-
führung v o n  Durchsuchun-
gen, Festnahmen und Obser-
vationen.«

Die Datenschützer  R u t h
Leuze, Spiro Simitis aus Hes-
sen. aber auch Reinhard Rie-
gel. Mitarbeiter des Bundesda-
tenschutzbeauftragten, f ü r c h -
ten, d a ß  dami t  das zentrale
Verkehrsregister, in dem schon
jetzt nahezu die Hälfte aller er-
wachsenen Bundesbürger ge-
speichert ist, zu einem Bundes-
adressregister umfunktioniert
werden könnte.  V o r  einigen
Jahren hatte es der Bundestag
ausdrücklich abge lehn t ,  e i n
Adressregister aufzubauen.

Die Sicherheitsbehörden be-
kämen eine »Globalermächti-
gung« (Leuze), ohne daß sie ei-
nen Bedarf daran auch tatsäch-
lich nachweisen könnten. Denn
das Bundesinnenminister ium
räumte A n f a n g  dieses Jahres
ein, es sei nicht möglich, »das
polizeiliche Bedürfnis näher zu
quantifizieren«. E i n e  entspre-
chende Aufgliederung, so das
Innenministerium, l i e ß e  s i c h
»erst i m  Z u g e  e ines Erfah-
rungsberichts n a c h  Realisie-
rung der P-Abfrage durchfüh-
ren«.

Daß dabei die Verhältnismä-
ßigkeit i m  Umgang  mit  den
persönlichen Daten von Millio-
nen Bundesbürgern nicht mehr
gewahrt werden kann, wie sie

das Bundesverfassungsgericht
in Sachen Volkszählung ver-
langte. steht f ü r  d ie  meisten
Datenschützer a u ß e r  F rage .
Denn eine wirksame Kontrolle
gibt es  n icht .  I m  Gegenteil :
Sollte jede Polizeiabfrage be i
»Zevis« protokol l ier t  werden,
wie das Ministerium »zur  Si-
cherung g e g e n  M ißb rauch«
empfiehlt, drohen noch weitere
Gefahren.

Ruth Leuze: »Bei der Fülle
der anfallenden Belege ist es
praktisch unmöglich, die Pro-
tokolle systematisch durchzu-
sehen und so einen unberech-
tigten Zugriff  z u  entdecken.
Statt dessen würde eine neue
Datensammlung e n t s t e h e n ,
aus der man letztlich regelrech-
te Bewegungsbilder über Bür-
ger herstellen könnte.«

Das Verkehrsministerium
versucht, dem Autofahrer das
neue Gesetz, das demnächst im
Kabinett beraten wird, auf an-
dere Weise schmackhaft zu ma-
chen. » Im Interesse des Bür-
gers« könne d i e  Polizei b e i
Kontrollen vor  O r t  entschei-
den. etwa wenn »die Fahrzeug-
papiere vergessen wurden oder
Anhaltspunkte f ü r  Fälschun-
gen bestehen«. Auch die Wirk-
samkeit v o n  Grenzkontrol-
len würden erhöht, unnötige
Wartezeit der Reisenden ver-
mieden.

Angesichts der jüngsten Re-
gierungsbeschlüsse, die Grenz-
kontrollen zu den Nachbarlän-
dern abzubauen, ein verwirren-
des Werbeargument.

Datenschützer v e r m u t e n
denn auch die gegenteilige Ab-
sicht hinter den Bonner Plä-
nen. Ruth Leuze: »Statt an den
Grenzen könnte künftig eben
mehr i m  Inland kontrolliert
werden — heimlich und ganz
legal.«

Unerwartete Schützenhilfe
erhielten die Kritiker jetzt von
der Gewerkschaft der  Polizei
(GdP). Unter Berufung auf zu-
verlässige Quellen im Bonner
Innenministerium bes tä t ig te
die G d P,  daß  verstärkte I n -
landskontrollen geplant seien —
als Ausgleich f ü r  d i e  f r e i -
zügigere Grenzabfertigung.

Die Pol ize igewerkschaf t
fürchtet nicht nur, das Verhält-
nis zwischen Polizei und Bür-
ger könnte erneut belastet wer-
den. GdP-Chef Günter Schrö-
der: »Mehr Freiheit nach au-
ßen kann nicht mi t  weniger
Freiheit nach innen bezahlt
w e r d e n . «  D A N I E L A  H O R V A T H
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